
 

 

Gesetzesänderungen 2006 stehen fest 
 
Am 21.12.2005 sind in der für 2005 letzten Sitzung des Bundesrates weitere wichtige 
Änderungen beschlossen worden, die die Lohnabrechnung ab 01.01.2006 betreffen. 
 
Überblick über die beschlossenen Regelungen: 
 
Sozialversicherung 
 
Vorgezogene Fälligkeit der Beiträge: 
 
Die Sozialversicherungsbeiträge sind am drittletzten Bankarbeitstag zur Zahlung fällig, in dem das 
Arbeitsentgelt erzielt wurde. Bei der Bestimmung des drittletzten Bankarbeitstages sind Feiertage 
entsprechend zu berücksichtigen.  
 
Da die Beiträge bereits vor Ablauf des Kalendermonats und damit in der Regel vor der 
Entgeltabrechnung fällig werden, ist die so genannte „voraussichtliche Beitragsschuld“ zu ermitteln. 
 
Übergangsregelung für den Monat Januar 2006 
 
Eine Übergangsregelung sieht vor, dass die Beiträge für den Januar 2006, auf Wunsch des 
Arbeitgebers jeweils in Höhe von einem Sechstel der Beitragsschuld mit den Beiträgen für die 
Monate Februar bis Juli 2006 fällig werden. Damit soll insbesondere die Liquidität der kleineren und 
mittleren Betriebe erhalten werden.  
 
Umlage U1 und U2 ab 2006 neu geregelt 
 
Mit dem Aufwendungsausgleichgesetz wird die Umlage ab 2006 neu geregelt: 
 
Umlage U2 nach dem Mutterschutzgesetz, alle Betriebe, unterfallen ab 01.01.2006 der 
Umlagepflicht.  
Die Abführung der Umlage erfolgt mit der Sozialversicherung. 
Die Erstattung ist nur auf Antrag möglich und erfolgt, sobald das Arbeitsentgelt (für 
Beschäftigungsverbot) bzw. der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld bezahlt wurde. 
 
Umlage U1 Ausgleich der Kosten für die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, hier nehmen alle 
Betriebe teil, die regelmäßig nicht mehr als 30 Arbeitnehmer beschäftigen. Bei der Ermittlung der 
Arbeitnehmer werden einige Personenkreise nicht berücksichtigt, Teilzeitkräfte werden anteilig 
angerechnet. 
Die wichtigste Neuregelung hierzu, ab 2006 sind auch Angestellte umlagepflichtig und es 
besteht ein Erstattungsanspruch.  
Auch hier gilt: 
Die Abführung der Umlage erfolgt mit der Sozialversicherung. Die Erstattung ist nur auf Antrag 
möglich. 
 
An dem Umlageverfahren nehmen ab 2006 alle Krankenkassen teil, mit Ausnahme der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen.  
 
Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm 
 
Aufgehoben wir die begrenzte Steuerfreiheit für Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber 
veranlassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung des Dienstverhältnisses. 
 
Die Steuerfreiheit für Heirats- und Geburtsbeihilfen des Arbeitgebers fällt weg. 
 
Bei Überlassung eines Firmenwagens führt die Kostenübernahme für Schutzbrief und 
Straßenbenutzungsgebühren durch den Arbeitgeber zu zusätzlichen Arbeitslohn. 
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